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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Winfried Pinger, Anneliese Augustin, Jochen Feiicke, Detlef 
Helling, Helmut Jawurek, Dr. Bernd Klaußner, Armin Laschet, Dr. Manfred 
Lischewski, Marlies Pretzlaff, Dr. Peter Ramsauer, Erika Reinhardt, Dr. Christian 
Ruck, Wolfgang Vogt (Düren), Alois Graf von Waldburg-Zeil, Michael Wonneberger 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Roland Kohn, Dr. Irmgard 
Schwaetzer und der Fraktion der F.D.P. 


Mikrofinanzierung als Mittel der Armutsbekämpfung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Mikrofinanzierung zählt zu den besten und erfolgreichsten 
Mitteln der Bekämpfung von Armut in den Entwicklungslän- 
dern. Durch Zugang zu Sparen und Kredit erhalten Arme und 
Ärmste die Möglichkeit, durch Hilfe zur Selbsthilfe ihre pro- 
duktiven Fähigkeiten zu erhöhen und ihre Lebensverhältnis- 
se selbständig und dauerhaft zu verbessern. Dabei hat sich er- 
wiesen, daß Frauen diese Chance in besonderer Weise zu 
nutzen wissen. 

2. Die Erfahrung zeigt, daß sich die Gewährung von Kleinstkre- 
diten an Ärmste nicht nur zur Bekämpfung der materiellen Not 
eignet, sondern sich auch günstig auf die gesamte Lebenssi- 
tuation der Menschen auswirkt. 

Ihr Selbstbewußtsein wird gestärkt, ihre Stellung in der Großfa- 
milie, im Dorf und in der Stadt wird gestärkt, die Partizipation 
im sozialen Bereich verbessert, die Teilnahme von Kindern am 
Schulunterricht ermöglicht und nicht zuletzt ein Demokrati- 
sierungsprozeß gefördert. Demgemäß kann der Zugang zu Fi- 
nanzleistungen in seiner Bedeutung nicht überschätzt werden. 

3. Den Zugang zu Sparen und Kredit für Arme und Ärmste zu 
ermöglichen, entspricht den Schwerpunkten und ordnungspo- 
litischen Zielen unserer Entwicklungspolitik. Als Ordnungs- 
prinzip fordert die Soziale Marktwirtschaft von Staat, Wirt- 
schaft und Gesellschaft, daß alle Bevölkerungsschichten am 
wachsenden Wohlstand ihrer Leistung entsprechend und im 
Rahmen eines sozialen Ausgleichs teilhaben. 

4. Fast alle Entwicklungsländer unternehmen erhebliche An- 
strengungen, ihre Wirtschaft nach dem Leitgedanken der 
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Marktwirtschaft zu reformieren. Zu diesen Reformprogram- 
men leistet die deutsche Entwicklungszusammenarbeit ihren 
Beitrag, wobei sie sich an den bewährten Grundsätzen der So- 
zialen Marktwirtschaft orientiert. Nur damit ist volle wirt- 
schaftliche Wirksamkeit zugleich mit gesellschaftlicher Parti- 
zipation und friedlicher Entwicklung möglich. Im Wettbewerb 
der Ordnungsmodelle hat die Bundesrepublik Deutschland mit 
dem System der Sozialen Marktwirtschaft eine wichtige Rolle 
übernommen. Dieses Prinzip sollte auch für unsere Entwick- 
lungspolitik gelten. 

5. Kleinstkredite und Sparformen für arme und ärmste Bevölke- 
rungsschichten haben sich in den letzten Jahren sehr als Mit- 
tel der Armutsbekämpfung bewährt. Auch Ärmste sind gewillt 
und in der Lage, einen Kredit sinnvoll für investive Zwecke ein- 
zusetzen und den Kredit mit den Zinsen zurückzuführen. Die 
Rückzahlungsquote liegt bei über 95 % und damit weit höher 
als bei der Kreditvergabe im allgemeinen Bankensystem. 
Voraussetzung ist es, daß tragfähige Finanzinstitutionen vor- 
handen sind oder neu geschaffen werden, die speziell Arme 
und Ärmste als Kunden wünschen und mit ihnen in geeigneter 
Weise Zusammenarbeiten. 

Die hohen Rückzahlungsquoten, die Voraussetzungen für 
nachhaltig lebensfähige Mikrofinanzinstitutionen sind, entste- 
hen durch strikte Kreditvergabeentscheidungen. Menschen, 
die durch besondere Lebensumstände kaum zur Selbsthilfe in 
der Lage sind, sind auf angepaßte soziale Sicherungssysteme 
angewiesen. Kredit muß von sozial motivierten Zuschüssen ge- 
trennt eingesetzt werden. 

6. Nachdem sich die Förderung über nationale Entwicklungs- 
banken in den 70er Jahren als gescheitert erwies, hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland als eines der ersten Geberländer 
der Förderung des Zugangs zu Finanzdienstleistungen über 
spezielle Banken für die Armen zugewandt und finanzielle so- 
wie technische Hilfe beim Aufbau derartiger Finanzinstitutio- 
nen geleistet. Die vielfältigen Erfahrungen, die über viele Jah- 
re hinweg gesammelt worden waren, sind schließlich 
ausgewertet und einer systematischen Bewertung unterwor- 
fen worden. Dabei zeigte es sich, daß die Kreditgewährung als 
Teil eines umfassenderen funktionsfähigen Finanzsystems zu 
sehen ist, zu dem geeignete Rahmenbedingungen sowie insti- 
tutioneile Voraussetzungen wie Bankenaufsicht und Refinan- 
zierungsmöglichkeiten gehören. Aber bereits die Konzentrati- 
on auf die Förderung geeigneter Finanzinstitutionen hat große 
Erfolge gebracht: Hier sei erwähnt die sehr frühe Förderung 
der Grameen Bank in den 80er Jahren mit Mitteln der Finan- 
ziellen Zusammenarbeit (FZ), zu der später die Technische 
Zusammenarbeit (TZ) hinzutrat. Auch die Verbindung und 
Zusammenarbeit von Selbsthilfegruppen mit dem vorhande- 
nen formalen Bankensystem haben sich als Instrumentarium 
sehr bewährt. 

7. Im September 1994 erstellte das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ein Sektorkon- 
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zept mit dem Titel „ Finanzsystementwicklung - Förderung von 
Sparen und Kredit". Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
damit auf dem Gebiet der Finanzwesenentwicklung interna- 
tional als konzeptionell führend erwiesen. 

8. Die Aufgabe der vergangenen und der nächsten Jahre war es 
und wird es sein, die Konzeptionsvorgaben in die gesamte Ent- 
wicklungspolitik mit allen Entwicklungsländern umzusetzen. 
Anstrengungen sind unternommen worden, die jedoch ver- 
stärkt fortgesetzt werden müssen. Dies gilt nicht zuletzt für den 
Bereich der Mikrofinanzierung. Das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat nun- 
mehr im Juni 1997 ein Arbeitspapier speziell für Kleinstkredi- 
te unter dem Titel „Mikrofinanzierung - Der strategische An- 
satz der bilateralen deutschen Entwicklungszusammenarbeit" 
vorgelegt. Jetzt bleibt die wichtige Aufgabe, für eine verstärkte 
Umsetzung der programmatischen und konzeptionellen 
Vorgabe zu sorgen. Dies wird eine außerordentlich schwierige 
Aufgabe für die nächsten Jahre sein. 

9, Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat im Juli 1997 zugleich mit dem neuen Sek- 
torprogramm einen Zwischenbericht über den Stand der Pro- 
jekte im Bereich der Mikrofinanzierung gegeben. In diesem 
Zwischenbericht sind die laufenden Vorhaben in sämtlichen 
Entwicklungsländern auf geführt, die meist über mehrere Jah- 
re laufen. Immerhin hat sich dabei ergeben: Die Bundesrepu- 
blik Deutschland beteiligt sich allein in der bilateralen TZ und 
FZ mit 268 Mio. DM an laufenden Vorhaben der armutsorien- 
tierten Förderung des Mikrofinanzsystems. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Die Anstrengungen der deutschen Entwicklungspolitik mit dem 
Ziel, den Zugang zu Sparen und Kredit für die ärmsten Bevölke- 
rungsschichten in den Entwicklungsländern zu ermöglichen, sind 
zu verstärken. Demgemäß sind die Aktivitäten im Mikrofinanzbe- 
reich und das Volumen der eingesetzten finanziellen Mittel zu er- 
höhen. 

1. Der formelle Finanzsektor kann in vielen Ländern den Bedarf 
weiter Teile der Bevölkerung, insbesondere der Armen, nach 
Finanzdienstleistungen nicht befriedigen. Die Bundesregie- 
rung beteiligt sich im Einklang und in Abstimmung mit den 
Partnerländern und mit der Gebergemeinschaft an den An- 
strengungen, auch den ärmsten Familien Zugang zu Sparen 
und Kredit zu ermöglichen. Dazu sind in erheblichem Umfang 
geeignete Institutionen in den Entwicklungsländern zu för- 
dern, die kleine und kleinste Kredite vergeben sowie Sparein- 
lagen verwalten. 

2. Um diese Ziele zu erreichen, sollte die Bundesregierung 

- angemessene finanzielle Leistungen für diesen Subsektor 
erbringen. 
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- ihre beachtlichen konzeptionellen Leistungen in der Fi- 
nanzsektorentwicklung noch stärker in die internationale 
Diskussion einbringen, sich mit den anderen Gebern dar- 
auf verständigen, daß für Entwicklungsländer, die dies 
wünschen und wo ein konkreter aktueller Bedarf hierfür 
besteht, Konzepte zur Entwicklung des Finanzwesens er- 
stellt, und dabei insbesondere auch die Möglichkeiten der 
Förderung von Finanzinstitutionen für arme und ärmste 
Bevölkerungsschichten geprüft werden, 

“ sich an internationalen Vorhaben beteiligen, die die syste- 
matische Ermittlung von Förderkapazitäten, insbesondere 
die Prüfung von geeigneten einheimischen Finanzinstitu- 
tionen, zum Ziel haben. 

Die internationale Konsultativgruppe zur Unterstützung der 
Ärmsten (CGAP) bietet einen geeigneten Rahmen für die Ab- 
stimmung. 

3. Die Bundesregierung beteiligt sich an denjenigen Anstren- 
gungen, die nunmehr international auf dem Gebiet der Kleinst- 
kreditgewährung unternommen werden mit dem Ziel, in den 
nächsten 10 Jahren 100 Millionen ärmsten Familien, d. h. min- 
destens 600 Millionen Menschen, den Zugang zum Kredit zu 
ermöglichen. Sie sollte ihre beachtlichen konzeptionellen und 
finanziellen Leistungen in die internationale Diskussion ein- 
bringen. 

4. Um diese Ziele zu erreichen, sind für alle Entwicklungsländer 
Konzepte zur Entwicklung des Finanzwesens zu erstellen und 
dabei insbesondere die Möglichkeiten der Förderung von Fi- 
nanzinstitutionen für arme und ärmste Bevölkerungsschichten 
zu prüfen. Insbesondere sind die vorhandenen Finanzinstitu- 
tionen daraufhin zu untersuchen, ob und wie sie in der Lage 
und gewillt sind, zusätzliche Kapazitäten für solche arme Kun- 
den nachhaltig zu schaffen. 

5. Es ist zu prüfen, auf welche Weise und durch welche deutsche 
Institution die erforderlichen systematischen Ermittlungen in 
den Entwicklungsländern getroffen werden können, durch die 
die zusätzlichen Kapazitäten festgestellt werden können; das 
vorhandene Instrumentarium reicht hierfür nicht aus und führt 
oft zu zufälligen Fördermaßnahmen. Die Bundesregierung soll- 
te sich daher an internationalen Vorhaben beteiligen, die die 
systematische Ermittlung von Förderkapazitäten, insbesonde- 
re die Prüfung von geeigneten einheimischen Finanzinstitu- 
tionen, zum Ziel haben. Die tatsächliche Förderung mit Mitteln 
der TZ oder FZ sollte international abgestimmt werden, um 
eine Konzentration auf bestimmte Sektoren zu erreichen. 


Bonn, den 14. Januar 1998 

Dr. Winfried Finger 
Anneliese Augustin 
Jochen Feilcke 
Detlef Helling 
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Helmut Jawurek 
Dr. Bernd Klaußner 
Armin Laschet 
Dr. Manfred Lischewski 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Peter Ramsauer 
Erika Reinhardt 
Dr. Christian Ruck 
Wolfgang Vogt (Düren) 

Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Michael Wonneberger 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Roland Kohn 

Dr. Irmgard Schwaetzer 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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